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Sachverhalt:
Der Rat der Stadt hat in seiner Sitzung am 14.09.2021 den Aufstellungsbeschluss 
zum Bebauungsplan I-10, Wegberg – Friedhofstraße / 23. Änderung gefasst.

Städtebauliche Zielsetzung ist es, die planungsrechtlichen Voraussetzungen zur 
Schaffung einer zusätzlichen Fläche für Wohnnutzung zu schaffen.

Der Bebauungsplan soll Art und Maß der baulichen Nutzung, die überbaubaren 
Grundstücksflächen und die örtlichen Verkehrsflächen enthalten.

Das Plangebiet liegt innerhalb der Ortslage Wegberg östlich des Karpfenweges  (Teil 
des Flurstücks 244). Der genaue Verlauf des Geltungsbereiches des 
Bebauungsplanes ist aus dem beigefügten Kartenausschnitt (Anlage 1) zu 
entnehmen. 

Im Zeitraum vom 02.05.2022 bis einschließlich 20.05.2022 erfolgte die frühzeitige 
Beteiligung der Behörden und Träger öffentlicher Belange. Da die Aufstellung des 
Bebauungsplanes auf Grundlage des § 13a BauGB im beschleunigten Verfahren 
erfolgte, wurde von der frühzeitigen Beteiligung der Öffentlichkeit abgesehen.

Hieran schloss sich im Zeitraum vom 12.08.2022 bis einschließlich 13.09.2022 die 
Offenlage des Planentwurfs (Anlage 2) für die Öffentlichkeit an. Gleichzeitig wurden 
die Behörden und Träger öffentlicher Belange erneut beteiligt.

Seitens der Öffentlichkeit wurden in diesem Verfahrensschritt keine Stellungnahmen 
abgegeben. Aufgrund der in diesem Verfahrensschritt eingegangenen 
Stellungnahmen seitens der Träger wurde die Abwägungstabelle (Anlage 5) 
entsprechend ergänzt.

Die Entwurfsfassung des Bebauungsplans ist als Anlage 2 beigefügt.
Die Anlagen Begründung und textliche Festsetzungen (Anlagen 3 und 4) wurden 
bereits, die entsprechenden Beschlüsse des Rates unterstellt, auf die Vorschläge der 
Abwägung angepasst.



Als nächste Verfahrensschritte stehen nun die Abwägung der eingegangenen 
Stellungnahmen (Anlage 5) sowie der Satzungsbeschluss zum Bebauungsplan I-10, 
Wegberg – Friedhofstraße / 23. Änderung an.

Nach Ansicht der Verwaltung sollten die Stellungnahmen, gemäß den in der 
Abwägungstabelle aufgeführten Beschlussvorschlägen abgewogen werden.

Ferner wäre darauf aufbauend der Satzungsbeschluss zum Bebauungsplan I-10, 
Wegberg – Friedhofstraße / 23. Änderung durch den Rat zu treffen.

Beschlussvorschlag:
1. Der Ausschuss für Wohnen, Bauen, Vergaben und Liegenschaften empfiehlt 

dem Rat der Stadt Wegberg, unter Berücksichtigung der Ausführungen in der 
Anlage 5 der Beratungsvorlage, über die vorgebrachten Anregungen und 
Stellungnahmen, wie dort beschrieben, zu beschließen. Hieraus ergeben sich 
keine Anpassungen am Bebauungsplanentwurf.

2. Sofern dem Beschlussvorschlag Nr. 1 entsprochen wird, empfiehlt der 
Ausschuss für Wohnen, Bauen, Vergaben und Liegenschaften dem Rat ferner, 
den Bebauungsplan I-10, Wegberg – Friedhofstraße / 23. Änderung in der 
vorliegenden Fassung als Satzung zu beschließen.

Städtebauliche Zielsetzung ist es, die planungsrechtlichen Voraussetzungen zur 
Schaffung einer zusätzlichen Fläche für Wohnnutzung zu schaffen.

Der Bebauungsplan enthält Art und Maß der baulichen Nutzung, die 
überbaubaren Grundstücksflächen und die örtlichen Verkehrsflächen.

Das Plangebiet liegt innerhalb der Ortslage Wegberg östlich des Karpfenweges  
(südlicher Teil des Flurstücks 244). Der genaue Verlauf des Geltungsbereiches 
des Bebauungsplanes ist aus dem beigefügten Kartenausschnitt (Anlage 1) zu 
entnehmen. 

Die zu diesem Bebauungsplan gehörende Entwurfsbegründung wird in der 
vorliegenden Fassung als Entscheidungsbegründung (Anlage 3) übernommen.

Der Bürgermeister wird beauftragt, den Beschluss öffentlich bekanntzumachen.

Mit Bekanntmachung dieses Satzungsbeschlusses tritt der Bebauungsplan I-10, 
Wegberg – Friedhofstraße / 23. Änderung in Kraft. Zugleich werden die für den 
Geltungsbereich wirksamen ursprünglichen Festsetzungen des 
Bebauungsplanes I-10, Wegberg – Friedhofstraße ausser Kraft gesetzt.

Grundlage für diesen Beschluss sind die §§ 1, 2, 10 und 13a des 
Baugesetzbuches (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 03. 
November 2017 (BGBl. I S. 3634), zuletzt geändert durch Artikel 11 des 
Gesetzes vom 08.10.2022 (BGBl. I S. 1726), in Verbindung mit den §§ 7 und 41 
der Gemeindeordnung (GO) für das Land Nordrhein-Westfalen, in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 14.07.1994 (GV. NRW. S. 666 / SGV. NRW. 2023), 
zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 13.04.2022 (GV.NRW. S. 



490) und § 89 der Bauordnung für das Land Nordrhein-Westfalen – 
Landesbauordnung 2018 - (BauO NRW 2018) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 03.08.2018 (GV.NRW S. 421/SGV. NRW. 232), zuletzt 
geändert durch Gesetz vom 14.09.2021 (GV.NRW. S.1086).
Die vorgenannten Rechtsvorschriften gelten in der zum Zeitpunkt des 
Satzungsbeschlusses gültigen Fassung.

Kosten und Finanzierung:
Keine

Alternativen:
keine

Anlage/n:
1. Geltungsbereich des Bebauungsplanes 
2. Entwurf des Bebauungsplans I-10, Wegberg - Friedhofstraße / 23. Änderung, 

Stand: Juni 2022 (Offenlage)
3. Entwurf der Begründung, Stand: September 2022
4. Entwurf der textlichen Festsetzungen und Hinweise, Stand: September 2022
5. Abwägungstabelle aus der frühzeitigen Trägerbeteiligung sowie der Offenlage, 

Stand: September 2022 

Unterschrift d. federführenden Fachbereichleiters/Dezernenten Gegenzeichnung d. beteiligten Fachbereichsleiter/Dezernenten

Gez. Stever Stellv. FBL 301

Gez. Bieker FBL FB 301

Gez. Thies Techn. Beigeordn.
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Flächen für Stellplätze, Garagen und Nebenanlagen

Grenze des räumlichen Geltungsbereiches der 23. Bebauungsplanänderung

Rechtsgrundlagen für die Aufstellung von Bebauungsplänen

Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 3. November 2017 (BGBl. I S.
3634) zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 26. April 2022 (BGBl. I S. 674)

Verordnung über die bauliche Nutzung der Grundstücke (Baunutzungsverordnung - BauNVO) in der
Fassung der Bekanntmachung vom 21. November 2017 (BGBl. I S. 3786) geändert durch Artikel 2
des Gesetzes vom 14. Juni 2021 (BGBl. I S. 1802)

Verordnung über die Ausarbeitung der Bauleitpläne und die Darstellung des Planinhalts
(Planzeichenverordnung - PlanzV) vom 18. Dezember 1990 (BGBl. 1991 I S. 58) zuletzt geändert
durch Artikel 3 des Gesetzes vom 14. Juni 2021 (BGBl. I S. 1802)

Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) in der Fassung der
Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV. NRW. S. 666) zuletzt geändert durch Artikel 1 des
Gesetzes vom 13. April 2022 (GV. NRW. S. 490)

Bauordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (Landesbauordnung 2018 - BauO NRW 2018) vom
21. Juli 2018 (GV. NRW. S. 421) zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 14. September
2021 (GV. NRW. S. 1086)

Die angegebenen Rechtsgrundlagen gelten in den jeweils zum Satzungsbeschluss maßgebenden
Fassungen.

  

Bebauungsplan Nr. I-10, Wegberg - Friedhofstraße
/23. Änderung M 1 : 500 N

Auszug aus der dt. Grundkarte, M.1: 5.000

Planungsrechtliche Festsetzungen gemäß § 9 BauGB

1. Art der baulichen Nutzung

(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB)

Gemäß § 1 Abs. 6 BauNVO wird festgesetzt, dass die Ausnahmen nach § 3 Abs. 3 Nr. 1 (Läden und nicht störende
Handwerksbetriebe) nicht Bestandteil des Bebauungsplanes werden.

2. Maß der baulichen Nutzung

(§ 9 Abs.1 Nr. 1 BauGB)

2.1 Gemäß § 16 Abs. 2 Nr. 4 BauNVO wird festgesetzt, dass im Plangebiet die Erdgeschossfußbodenhöhe max. 0,5 m über
der vorgelagerten Verkehrsfläche des Karpfenweges liegen darf. Grundsätzlich maßgebend für die Ermittlung der
Höhenlage baulicher Anlagen ist die jeweilige Höhenlage der erschließungsmäßig vorgelagerten Verkehrsfläche.

2.2 Gemäß § 16 Abs. 2 Nr. 4 BauNVO wird festgesetzt, dass im Plangebiet eine Traufhöhe von 4,50 m nicht überschritten
werden darf. Als Traufhöhe gilt das Maß zwischen der vorgelagerten Verkehrsfläche und dem Schnittpunkt der Außenseite
der Außenwand mit der Unterseite der Dachhaut. Überschreitungen der festgesetzten maximalen Traufhöhe im Bereich
zurückgesetzter Wandabschnitte in einer Breite von maximal 2,00 m sind zulässig.

2.3 Gemäß § 16 Abs.2 Nr. 4 BauNVO wird festgesetzt, dass im Plangebiet eine Firsthöhe von 7,80 m nicht überschritten
werden darf. Als Firsthöhe gilt das Maß zwischen der vorgelagerten Verkehrsfläche des Karpfenweges und dem oberen
Abschluss des Gebäudes.

3. Überbaubare Grundstücksflächen

(§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB)

Eine Überschreitung der rückwärtigen Baugrenze durch Anbauten untergeordneter Bauteile wie z.B. Wintergärten,
Vorbauten, Kellerersatzräume ist bis zu einer Tiefe von maximal 2,0 m als Ausnahme gemäß § 31 Abs. 1 BauGB zulässig,
sofern landesrechtliche Vorschriften oder andere Festsetzungen dieses Bebauungsplanes nicht entgegenstehen.

4. Flächen für Stellplätze, Garagen und Nebenanlagen

(§ 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB i.V.m. § 12 Abs. 6 BauNVO)

4.1 Gemäß § 12 Abs. 6 BauNVO wird festgesetzt, dass Stellplätze und Garagen nur innerhalb der überbaubaren Fläche bzw.
den hierfür vorgesehenen Flächen zulässig sind. Hiervon abweichend ist die Anlage von Stellplätzen auf den
Zufahrtsbereichen zu Garagen zulässig.

4.2 Gemäß § 12 Abs.6 BauNVO wird festgesetzt, dass zwischen Garagen und grundstücksseitiger Straßenbegrenzungslinie
ein Abstand von mindestens 5,00 m einzuhalten ist.

5. Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Natur und Landschaft

(§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB)

Im räumlichen Geltungsbereich dieses Bebauungsplanes sind Stein-/Kies-/Split- und Schottergärten oder -schüttungen
unzulässig. Stein-/Kies-/Split- und Schottergärten werden definiert als zusammenhängende Flächen, die mit den
vorgenannten Materialien zu mehr als 10% bedeckt sind. Die Flächen gelten auch dann als Stein-/Kies-/Split- und
Schottergärten, wenn auf den Einbau von Vliesen, Folien oder vergleichbaren Materialien verzichtet wird. Ausgenommen
sind Spritzschutzstreifen entlang von Fassaden, sofern eine Breite von 0,5 m nicht überschritten wird.

6. Flächen zum Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen

(§ 9 Abs. 1 Nr. 25a BauGB)

Die nicht überbauten Grundstücksflächen sind, sofern sie nicht für eine andere zulässige Nutzung verwendet werden,
gärtnerisch anzulegen und dauerhaft zu erhalten. Als gärtnerisch angelegt gelten im Sinne dieses Bebauungsplanes
unversiegelte Flächen, die überwiegend bepflanzt sind (z.B. mit Rasen, Gräsern, Stauden, Kletterpflanzen oder Gehölzen).
Die Regelungen unter 4. bleiben hiervon unberührt.

7. Bauordnungsrechtliche Festsetzungen

(§ 9 Abs. 4 BauGB i.V.m. § 89 BauO NRW)

7.1 Gemäß § 89 BauO NRW in Verbindung mit § 9 Abs. 4 BauGB wird festgesetzt, dass Garagen und Nebenanlagen von der
im Bebauungsplan festgesetzten Dachneigung ausgenommen sind.

7.2 Gemäß § 89 BauO NRW in Verbindung mit § 9 Abs. 4 BauGB wird festgesetzt, dass Einfriedungen entlang
Verkehrsflächen zur Verkehrsfläche hin zu bepflanzen und flächendeckend zu begrünen sind.

Hinweise gemäß § 9 Abs. 6 BauGB

1. Einsichtnahme von Vorschriften

Die der Planung zugrunde liegenden Vorschriften (Gesetze, Verordnungen, Erlasse und DIN-Vorschriften) werden im
Rathaus der Stadt Wegberg zu jedermanns Einsicht während der allgemeinen Öffnungszeiten bereitgehalten.

2. Bodendenkmäler

Beim Auftreten archäologischer Bodenfunde ist die Stadt Wegberg als Untere Denkmalbehörde oder das Rheinische Amt
für Bodendenkmalpflege unverzüglich zu informieren. Bodendenkmal und Fundstelle sind zunächst unverändert zu
erhalten. Die Weisung des Rheinischen Amtes für Bodendenkmalpflege für den Fortgang der Arbeiten ist abzuwarten.

3. Kampfmittel

Sollten bei Bauarbeiten Kampfmittel gefunden werden, ist umgehend die nächstgelegene Dienststelle der Polizei, der
Kampfmittelräumdienst oder die Stadt Wegberg, Fachbereich Bürgerservice und Sicherheit, zu benachrichtigen.

4. Erdbebengefährdung

Das Plangebiet ist der Erdbebenzone 2 /geologischer Untergrundklasse 2/T zuzuordnen. Anwendungsteile von DIN EN
1998, die nicht durch die DIN 4149 abgedeckt werden, sind als Stand der Technik zu berücksichtigen. Dies betrifft hier
insbesondere DIN EN 1998, Teil 5 „Gründung, Stützbauwerke und geotechnische Aspekte“.

5. Sümpfungsmaßnahmen

Im Bereich des Plangebietes können flurnahe Grundwasserstände auftreten. Das Plangebiet ist von durch
Sümpfungsmaßnahmen des Braunkohlenbergbaus bedingten Grundwasserabsenkungen betroffen. Die
Grundwasserabsenkungen werden, bedingt durch den fortschreitenden Betrieb der Braunkohletagebaue, noch über einen
längeren Zeitpunkt wirksam bleiben. Eine Zunahme der Beeinflussung der Grundwasserstände im Plangebiet in den
nächsten Jahren ist nach heutigem Stand nicht auszuschließen. Ferner ist nach Beendigung der bergbaulichen
Sümpfungsmaßnahmen ein Grundwasseranstieg zu erwarten. Sowohl im Zuge der Grundwasserabsenkung für den
Braunkohletagebau als auch bei einem späteren Grundwasseranstieg sind hierdurch bedingte Bodenbewegungen
möglich. Diese können bei bestimmten geologischen Situationen zu Schäden an der Tagesoberfläche führen. Die
Änderungen der Grundwasserflurabstände sowie die Möglichkeit von Bodenbewegungen sollten bei Planungen und
Vorhaben Berücksichtigung finden.

6. Niederschlagswasserbeseitigung

Beim Umgang mit Niederschlagswasser sind das Arbeitsblatt ATV 138 und das Arbeitsblatt ATV-DVWK-M 153 in der
jeweils gültigen Fassung zu beachten. Auf die Notwendigkeit einer wasserrechtlichen Erlaubnis bei Einleitung von
Niederschlagswasser wird hingewiesen.

7. Klimageräte

Die Errichtung und der Betrieb von Klima-, Luft- und Wärmepumpen sowie Blockheizkraftwerken hat im Plangebiet unter
Beachtung des „Leitfadens für die Verbesserung des Schutzes gegen Lärm bei stationären Geräten“ der
Bund-/Länder-Arbeitsgemeinschaft für Immissionsschutz - LAI (www.lai-immissionsschutz.de) zu erfolgen.

8. RCL-Baustoffe

Für den Fall, dass bei der Ausführung von Erd- und Wegearbeiten Recyclingbaustoffe verwendet werden sollen, ist
rechtzeitig vor Einbau dieser Baustoffe beim Landrat des Kreises Heinsberg - Untere Wasserbehörde eine
wasserrechtliche Erlaubnis zu beantragen.

9. Bergbau

Der räumliche Geltungsbereich dieses Bebauungsplanes befindet sich über dem auf Braunkohle verliehenen
Bergwerksfeld „Union 286“ im Eigentum der RV Rheinbraun Handel und Dienstleistungen GmbH, Stüttgenweg 2 in 50935
Köln.

Zeichenerklärung

Mühlenstadt
Wegberg

ENTWURF

Der Beschluss über die Aufstellung des Planes ist am
…….………..  bekanntgemacht worden.

Wegberg, den .......................................

Der Bürgermeister
i.V.

Technischer Beigeordneter   

Dieser Plan mit Begründung hat gem. §3 Abs. 1 des
Baugesetzbuches (BauGB) nach Bekanntmachung
vom ......................... in der Zeit vom ........................
bis .......................... einschließlich öffentlich
ausgelegen.

Wegberg, den .......................................

Der Bürgermeister
i.V.

Technischer Beigeordneter   

Dieser Plan mit Begründung hat gem. §3 Abs. 2 des
Baugesetzbuches (BauGB) nach Bekanntmachung
vom ......................... in der Zeit vom ........................
bis .......................... einschließlich erneut öffentlich
ausgelegen.

Wegberg, den .......................................

Der Bürgermeister
i.V.

Technischer Beigeordneter   

Dieser Plan - in der geänderten Fassung - ist gem.
§§ 7 und 41  der Gemeindeordnung  für  das Land
NRW (GO) in Verbindung mit § 10 des Baugesetz-
buches (BauGB) und §86 der Bauordnung für das
Land NRW (BauO NRW) durch  den Rat der Stadt
Wegberg  am.  ..................................  als  Satzung
beschlossen worden.

Wegberg, den .......................................

Der Bürgermeister    

Gem. § 10  des Baugesetzbuches (BauGB)  ist  der
Beschluss des Bebauungsplanes mit Hinweis auf die
öffentliche  Auslegung  am  ........................................
bekanntgemacht worden.

Wegberg, den .......................................

Der Bürgermeister
  

Dieser  Bebauungsplan  trat   mit  Datum   vom
....................................... (nach Bekanntmachung)
in  Kraft.

Wegberg, den .......................................

Der Bürgermeister
i.V.

Technischer Beigeordneter

  

Aufgestellt:

Fachbereich
Planen - Bauen - Wohnen

Stand: Juni 2022

  

Es wird bescheinigt, dass

1. die Grenzen und Bezeichnungen der Flurstücke
mit dem Liegenschaftskataster übereinstimmen;

2. die Planunterlage den Zustand genau und voll-
ständig wiedergibt.
Stand:.......................................................

3. die Festlegung der städtebaulichen Planung
geometrisch eindeutig ist.

Heinsberg, den ........................................

öffentlich bestellter Vermessungsingenieur

Der Bebauungsplan wurde vom Fachbereich 301
- Planen-Bauen-Wohnen - ausgearbeitet.

Wegberg, den ..........................

Der Bürgermeister
i.V.

Technischer Beigeordneter

Der Rat der Stadt Wegberg hat gem. §2 Abs..1 des
Baugesetzbuches (BauGB) am ................................
die Aufstellung dieses Bebauungsplanes
beschlossen.

Wegberg, den .......................................

Der Bürgermeister   
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ABWÄGUNG DER STELLUNGNAHMEN DER 
BEHÖRDEN UND SONSTIGER TRÄGER 
ÖFFENTLICHER BELANGE AUS DER 
FRÜHZEITIGEN BETEILIGUNG GEM. § 4 ABS. 1 
BAUGB SOWIE DER OFFENLAGE GEM. § 4 ABS. 
2 BAUGB 
Zum Bebauungsplan I-10, 
„Wegberg - Friedhofstraße“ / 23. Änderung 

 
 

September 2022 
Beschlussfassung zum Satzungsbeschluss 
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Stadt Wegberg 
Abwägung zu den Behörden und TÖBs zum Bebauungsplan I-10 „Wegberg – Friedhofsstraße“ / 23. Änderung 
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Stadt Wegberg 
Abwägung der Stellungnahmen aus der frühzeitigen Beteiligung der Behörden und sonstiger Träger öffentlicher Belange gem. §4 Abs. 1 BauGB 1 

Stellungnahmen Abwägungsvorschläge Beschlussvorschläge 

1 BEZIRKSREGIERUNG ARNSBERG – ABT. 6 BERGBAU UND ENERGIE IN NRW 

1.1 Mit Schreiben vom 11.05.2022 

1.1.1 Bergbau 

vorbezeichnete Planmaßnahme befindet sich über dem auf Braunkohle 
verliehenen Bergwerksfeld ,,Union 286". Eigentümerin dieses Bergwerks-
feldes ist die RV Rheinbraun Handel und Dienstleistungen GmbH, Stütt-
genweg 2 in 50935 Köln. 

Soweit eine entsprechende grundsätzliche Abstimmung mit dem Feldes-
eigentümer / Bergwerksunternehmer nicht bereits erfolgt ist, empfehle 
ich, diesem in Bezug auf mögliche zukünftige bergbauliche Planungen, zu 
bergbaulichen Einwirkungen aus bereits umgegangenem Bergbau sowie 
zu dort vorliegenden weiteren lnformationen bzgl. bergschadensrelevan-
ter Fragestellungen Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben. Möglicher-
weise liegen dem Feldeseigentümer / Bergwerksunternehmer auch In-
formationen zu Bergbau in dem betreffenden Bereich vor, die hier nicht 
bekannt sind. Insbesondere sollte dem Feldeseigentümer / Bergwerks-
unternehmer dabei auch Gelegenheit gegeben werden, sich zum Erfor-
dernis von Anpassungs- oder Sicherungsmaßnahmen zur Vermeidung 
von Bergschäden zu äußern. Diese Fragestellung ist grundsätzlich privat-
rechtlich zwischen Grundeigentümer / Vorhabensträger und Bergwerks-
unternehmer / Feldeseigentümer zu regeln.  

Ausweislich der derzeit hier vorliegenden Unterlagen ist im Bereich des 
Planvorhabens kein Abbau von Mineralien dokumentiert. Danach ist mit 
bergbaulichen Einwirkungen nicht zu rechnen. 

Die vorgetragenen Belange erfordern keine Änderung der Plankonzep-
tion, da alleinig durch die Lage des Plangebietes auf Bergwerks- oder 
Erlaubnisfeldern keine bodenrechtlichen Spannungen ausgelöst werden 
und die Umsetzung des Vorhabens sowie die Ausübung der beabsich-
tigten Nutzung unberührt bleiben. 

Zusätzlich wird der nachfolgende Hinweis in den Bebauungsplan selbst 
aufgenommen: 

„9. Bergbau 
Der räumliche Geltungsbereich dieses Bebauungsplanes befindet 
sich über dem auf Braunkohle verliehenen Bergwerksfeld „Union 286“ 
im Eigentum der RV Rheinbraun Handel und Dienstleistungen GmbH, 
Stüttgenweg 2 in 50935 Köln.“ 

Die Stellungnahme 
wird durch die Auf-
nahme eines Hinwei-
ses berücksichtigt. 



 

Stadt Wegberg 
Abwägung der Stellungnahmen aus der frühzeitigen Beteiligung der Behörden und sonstiger Träger öffentlicher Belange gem. §4 Abs. 1 BauGB 2 

Stellungnahmen Abwägungsvorschläge Beschlussvorschläge 

1.1.2 Sümpfungsmaßnahmen 

Der Planungs-/Vorhabensbereich ist nach den hier vorliegenden Unter-
lagen (Differenzenpläne mit Stand: 01.10.2018 aus dem Revierbericht, Be-
richt 1, Auswirkungen der Grundwasserabsenkung, des Sammelbeschei-
des - Az.: 61 .42.63 -2000-1 -) von durch Sümpfungsmaßnahmen des 
Braunkohlenbergbaus bedingten Grundwasserabsenkungen betroffen. 
Für die Stellungnahme wurden folgende Grundwasserleiter (nach Eintei-
lung von Schneider & Thiele, 1965) betrachtet: Oberes Stockwerk, 98, 8, 7, 
6D, 68, 2 - 5, 09, 07 Kölner Scholle, 05 Kölner Scholle. 

Folgendes sollte daher berücksichtigt werden: 

Die Grundwasserabsenkungen werden, bedingt durch den fortschreiten-
den Betrieb der Braunkohlentagebaue, noch über einen längeren Zeit-
raum wirksam bleiben. Eine Zunahme der Beeinflussung der Grundwas-
serstände im Planungs-/Vorhabensgebiet in den nächsten Jahren ist 
nach heutigem Kenntnisstand nicht auszuschließen. Ferner ist nach Be-
endigung der bergbaulichen Sümpfungsmaßnahmen ein Grundwasser-
wiederanstieg zu erwarten. 

Sowohl im Zuge der Grundwasserabsenkung für den Braunkohletagebau 
als auch bei einem späteren Grundwasserwiederanstieg sind hierdurch 
bedingte Bodenbewegungen möglich. Diese können bei bestimmten ge-
ologischen Situationen zu Schäden an der Tagesoberfläche führen. Die 
Änderungen der Grundwasserflurabstände sowie die Möglichkeit von Bo-
denbewegungen sollten bei Planungen und Vorhaben Berücksichtigung 
finden. Ich empfehle Ihnen, diesbezüglich eine Anfrage an die RWE Power 
AG, Stüttgenweg 2 in 50935 Köln, sowie für konkrete Grundwasserdaten 
an den Erftverband, Am Erftverband 6 in 50126 Bergheim, zu stellen. 

Die vorgetragenen Belange erfordern keine Änderung der Plankonzep-
tion, da sie auf der nachgelagerten Ebene der Ausführungsplanung, z.B. 
durch bautechnische Maßnahmen abschließend bewältigt werden kön-
nen. Es wurde bereits ein Hinweis unter der Nummer 5 in den Bebau-
ungsplan aufgenommen. Zusätzlich wurde auch die RWE Power AG am 
Verfahren beteiligt. 

 

Die Stellungnahme 
wurde durch die 
Aufnahme eines Hin-
weises bereits be-
rücksichtigt. 



 

Stadt Wegberg 
Abwägung der Stellungnahmen aus der frühzeitigen Beteiligung der Behörden und sonstiger Träger öffentlicher Belange gem. §4 Abs. 1 BauGB 3 

Stellungnahmen Abwägungsvorschläge Beschlussvorschläge 

2 BEZIRKSREGIERUNG DÜSSELDORF – KAMPFMITTELBESEITUNGSDIENST / LUFTBILDAUSWERTUNG 

2.1 Mit Schreiben vom 10.06.2022 

2.1.1 Kampfmittel 

Luftbilder aus den Jahren 1939 - 1945 und andere historische Unterlagen 

liefern keine Hinweise auf das Vorhandensein von Kampfmitteln im bean-
tragten Bereich. Daher ist eine Überprüfung des beantragten Bereichs 

auf Kampfmittel nicht erforderlich. Eine Garantie auf Kampfmittelfreiheit 

kann gleichwohl nicht gewährt werden. Sofern Kampfmittel gefunden 
werden, sind die Bauarbeiten sofort einzustellen und die zuständige Ord-
nungsbehörde oder eine Polizeidienststelle unverzüglich zu verständigen. 

Erfolgen Spezialtiefbauarbeiten mit erheblichen mechanischen Belas-
tungen wie Rammarbeiten, Pfahlgründungen, Verbauarbeiten etc. emp-
fehle ich eine Bohrlochdetektion. Beachten Sie in diesem Fall den Leitfa-
den auf unserer Internetseite. 

Weitere Informationen finden Sie auf meiner Homepage. 

Es werden keine Bedenken vorgetragen. Die Hinweise bezüglich des 
Vorgehens bei Kampfmittelfunden sowie den Spezialtiefbauarbeiten 
werden zur Kenntnis genommen.  

Die Stellungnahme 
wird zur Kenntnis ge-
nommen. 



 

Stadt Wegberg 
Abwägung der Stellungnahmen aus der frühzeitigen Beteiligung der Behörden und sonstiger Träger öffentlicher Belange gem. §4 Abs. 1 BauGB 4 

Stellungnahmen Abwägungsvorschläge Beschlussvorschläge 

2.1.2 Anlage 1 

 

Die Anlage wird zur Kenntnis genommen.  Die Stellungnahme 
wird zur Kenntnis ge-
nommen. 



 

Stadt Wegberg 
Abwägung der Stellungnahmen aus der frühzeitigen Beteiligung der Behörden und sonstiger Träger öffentlicher Belange gem. §4 Abs. 1 BauGB 5 

Stellungnahmen Abwägungsvorschläge Beschlussvorschläge 

3 BUNDESAMT FÜR INFRASTRUKTUR, UMWELTSCHUTZ UND DIENSTLEISTUNGEN DER BUNDESWEHR 

3.1 Mit Schreiben vom 05.05.2022 

3.1.1 Keine Bedenken 

durch die oben genannte und in den Unterlagen näher beschriebene Pla-
nung werden Belange der Bundeswehr berührt, jedoch nicht beeinträch-
tigt. Vorbehaltlich einer gleichbleibenden Sach- und Rechtslage beste-
hen zu der Planung seitens der Bundeswehr als Träger öffentlicher Be-
lange keine Einwände. 

Es werden keine Bedenken oder Anregungen vorgetragen. Die Stellung-
nahme wird zur Kenntnis genommen. 

Die Stellungnahme 
wird zur Kenntnis ge-
nommen. 

3.2 Mit Schreiben vom 16.08.2022 

3.2.1 Keine Bedenken 

Durch die oben genannte und in den Unterlagen näher beschriebene 
Planung werden Belange der Bundeswehr berührt, jedoch nicht be-
einträchtigt. Vorbehaltlich einer gleichbleibenden Sach- und Rechts-
lage bestehen zu der Planung seitens der Bundeswehr als Träger öf-
fentlicher Belange keine Einwände. 

Es werden keine Bedenken oder Anregungen vorgetragen. Die Stel-
lungnahme wird zur Kenntnis genommen. 

Die Stellungnahme 
wird zur Kenntnis 
genommen. 

4 DEUTSCHE TELEKOM TECHNIK GMBH 

4.1 Mit Schreiben vom 04.05.2022 

4.1.1 Keine Bedenken 

Die Telekom Deutschland GmbH (nachfolgend Telekom genannt) - als 
Netzeigentümerin und Nutzungsberechtigte i. S. v. § 125 Abs. 1 TKG - hat 
die Deutsche Telekom Technik GmbH beauftragt und bevollmächtigt, alle 
Rechte und Pflichten der Wegesicherunq wahrzunehmen sowie alle 

Es werden keine Bedenken oder Anregungen vorgetragen. Die Stellung-
nahme wird zur Kenntnis genommen. 

Die Stellungnahme 
wird zur Kenntnis ge-
nommen. 



 

Stadt Wegberg 
Abwägung der Stellungnahmen aus der frühzeitigen Beteiligung der Behörden und sonstiger Träger öffentlicher Belange gem. §4 Abs. 1 BauGB 6 

Stellungnahmen Abwägungsvorschläge Beschlussvorschläge 

Planverfahren Dritter entgegenzunehmen und dementsprechend die er-
forderlichen Stellungnahmen abzugeben. Zu der o. g. Planung nehmen 
wir wie folgt Stellung: 

Gegen die Planung haben wir keine Bedenken. 

4.2 Mit Schreiben vom 16.08.2022 

4.2.1 Keine Bedenken 

Die Telekom Deutschland GmbH (nachfolgend Telekom genannt) - als 
Netzeigentümerin und Nutzungsberechtigte i. S. v. § 125 Abs. 1 TKG - 
hat die Deutsche Telekom Technik GmbH beauftragt und bevollmäch-
tigt, alle Rechte und Pflichten der Wegesicherung wahrzunehmen so-
wie alle Planverfahren Dritter entgegenzunehmen und dementspre-
chend die erforderlichen Stellungnahmen abzugeben. Zu der o. g. Pla-
nung nehmen wir wie folgt Stellung: 

Gegen die Planung haben wir keine Bedenken. 

Es werden keine Bedenken oder Anregungen vorgetragen. Die Stel-
lungnahme wird zur Kenntnis genommen. 

Die Stellungnahme 
wird zur Kenntnis 
genommen. 

5 EBV GMBH   

5.1 Mit Schreiben vom 06.05.2022 

5.1.1 Keine Zuständigkeit 

Das Objekt liegt ausserhalb unserer Berechtsame - somit sind wir für eine 
Bearbeitung nicht zuständig. Wer gegebenenfalls in Ihrem Falle zuständig 
ist, können Sie beim Bergamt Dortmund, Goebenstraße 25 in 44135 Dort-
mund in Erfahrung bringen. 

Es werden keine Bedenken oder Anregungen vorgetragen. Die Stellung-
nahme wird zur Kenntnis genommen. 

Die Stellungnahme 
wird zur Kenntnis ge-
nommen. 



 

Stadt Wegberg 
Abwägung der Stellungnahmen aus der frühzeitigen Beteiligung der Behörden und sonstiger Träger öffentlicher Belange gem. §4 Abs. 1 BauGB 7 

Stellungnahmen Abwägungsvorschläge Beschlussvorschläge 

6 ERFTVERBAND   

6.1 Mit Schreiben vom 24.08.2022 

6.1.1 Flurnahe Grundwasserstände 

Abwassertechnische Leitungen und Anlagen des Erftverbandes sind 
derzeit durch die v. g. Maßnahme nicht betroffen. lm Bereich des 
Plangebietes können flurnahe Grundwasserstände auftreten. Des 
Weiteren bestehen aus wasserwirtschaftlicher Sicht seitens des Erft-
verbandes keine Bedenken. 

Die vorgetragenen Belange erfordern keine Änderung der Plankon-
zeption, da sie auf der nachgelagerten Ebene der Ausführungspla-
nung, z.B. durch bautechnische Maßnahmen abschließend bewältigt 
werden können. Ein Hinweis zu den mit flurnahen Grundwasserstän-
den verbundenen Belangen wurde bereits unter der Nummer 5 in 
den Bebauungsplan aufgenommen.  

Die Stellungnahme 
wurde durch die 
Aufnahme eines 
Hinweises bereits 
berücksichtigt. 

7 KREIS HEINSBERG 

7.1 Mit Schreiben vom 18.05.2022 

7.1.1 Keine Bedenken 

Seitens des Kreises Heinsberg bestehen keine Bedenken gegen das Plan-
verfahren ,,I-10, „Wegberg - Friedhofstraße“ / 23. Änderung“. 

Es werden keine Bedenken oder Anregungen vorgetragen. Die Stellung-
nahme wird zur Kenntnis genommen. 

Die Stellungnahme 
wird zur Kenntnis ge-
nommen. 

7.2 Mit Schreiben vom 08.09.2022 

7.2.1 Keine Bedenken 

Seitens der Kreises Heinsberg bestehen keine Bedenken gegen das 
Planverfahren „I-10 / 23.Aendg I-10 / 23. Änderung, Wegberg – Fried-
hofstraße“. 

Es werden keine Bedenken oder Anregungen vorgetragen. Die Stel-
lungnahme wird zur Kenntnis genommen. 

Die Stellungnahme 
wird zur Kenntnis 
genommen. 



 

Stadt Wegberg 
Abwägung der Stellungnahmen aus der frühzeitigen Beteiligung der Behörden und sonstiger Träger öffentlicher Belange gem. §4 Abs. 1 BauGB 8 

Stellungnahmen Abwägungsvorschläge Beschlussvorschläge 

8 KREISPOLIZEIBEHÖRDE HEINSBERG 

8.1 Mit Schreiben vom 02.05.2022 

8.1.1 Keine Bedenken 

Zum derzeitigen Planungsstand bestehen aus polizeifachlicher Sicht 
keine Bedenken. 

Es werden keine Bedenken oder Anregungen vorgetragen. Die Stellung-
nahme wird zur Kenntnis genommen. 

Die Stellungnahme 
wird zur Kenntnis ge-
nommen. 

8.2 Mit Schreiben vom 17.08.2022 

8.2.1 Keine Bedenken 

Aus polizeifachlicher Sicht bestehen zum jetzigen Planungstand keine 
Bedenken. 

Es werden keine Bedenken oder Anregungen vorgetragen. Die Stel-
lungnahme wird zur Kenntnis genommen. 

Die Stellungnahme 
wird zur Kenntnis 
genommen. 

9 NEW NETZ GMBH 

9.1 Mit Schreiben vom 02.05.2022 

9.1.1 Keine Bedenken 

Wir haben Ihre Anfrage geprüft und teilen Ihnen mit, dass gegen diese 
keine Bedenken vorliegen. 

Es werden keine Bedenken oder Anregungen vorgetragen. Die Stellung-
nahme wird zur Kenntnis genommen. 

Die Stellungnahme 
wird zur Kenntnis ge-
nommen. 



 

Stadt Wegberg 
Abwägung der Stellungnahmen aus der frühzeitigen Beteiligung der Behörden und sonstiger Träger öffentlicher Belange gem. §4 Abs. 1 BauGB 9 

Stellungnahmen Abwägungsvorschläge Beschlussvorschläge 

9.2 Mit Schreiben vom 18.08.2022 

9.2.1 Keine Bedenken 

Wir haben Ihre Anfrage geprüft und teilen Ihnen mit, dass gegen diese 
keine Bedenken vorliegen. 

Es werden keine Bedenken oder Anregungen vorgetragen. Die Stel-
lungnahme wird zur Kenntnis genommen. 

Die Stellungnahme 
wird zur Kenntnis 
genommen. 

10 NEW NIEDERRHEINWASSER GMBH 

10.1 Mit Schreiben vom 02.05.2022 

10.1.1 Keine Bedenken 

Gegen das o.g. Vorhaben erheben wir keinen Einspruch. Das Gebiet be-
findet sich in keinem unserer Trinkwassereinzugsgebiete. 

Es werden keine Bedenken oder Anregungen vorgetragen. Die Stellung-
nahme wird zur Kenntnis genommen. 

Die Stellungnahme 
wird zur Kenntnis ge-
nommen. 

10.2 Mit Schreiben vom 12.09.2022 

10.2.1 Keine Bedenken 

Die NEW NiederrheinWasser GmbH erhebt keinen Einspruch gegen 
den o.g. Bebauungsplan. Der Bereich berührt keines unserer Wasser-
einzugsgebiete.  

Es werden keine Bedenken oder Anregungen vorgetragen. Die Stel-
lungnahme wird zur Kenntnis genommen. 

Die Stellungnahme 
wird zur Kenntnis 
genommen. 



 

Stadt Wegberg 
Abwägung der Stellungnahmen aus der frühzeitigen Beteiligung der Behörden und sonstiger Träger öffentlicher Belange gem. §4 Abs. 1 BauGB 10 

Stellungnahmen Abwägungsvorschläge Beschlussvorschläge 

11 SCHWALMVERBAND 

11.1 Mit Schreiben vom 02.05.2022 

11.1.1 Keine Bedenken 

Von Seiten des Schwalmverbands bestehen gegen das Bauplanverfahren 
„I-10, „Wegberg - Friedhofstraße“ / 23. Änderung“. keine Bedenken.  

Sollten sich Änderung im Verfahren ergeben ist eine Betroffenheit erneut 
zu prüfen. 

Es werden keine Bedenken oder Anregungen vorgetragen. Die Stellung-
nahme wird zur Kenntnis genommen. 

Die Stellungnahme 
wird zur Kenntnis ge-
nommen. 

11.2 Mit Schreiben vom 23.08.2022 

11.2.1 Keine Bedenken 

Von Seiten des Schwalmverbands bestehen gegen das Bauplanverfah-
ren "l-10 / 23.Aendg l-10 / 23. Änderung, Wegberg - Friedhofstraße" 
keine Bedenken. 

Es werden keine Bedenken oder Anregungen vorgetragen. Die Stel-
lungnahme wird zur Kenntnis genommen. 

Die Stellungnahme 
wird zur Kenntnis 
genommen. 

12 STADT WEGBERG – FACHBEREICH BILDUNG UND SOZIALES 

12.1 Mit Schreiben vom 02.05.2022 

12.1.1 Keine Bedenken 

Durch die geplanten Festsetzungen werden Belange des Fachbereiches 
Bildung und Soziales nicht berührt. 

Es werden keine Bedenken oder Anregungen vorgetragen. Die Stellung-
nahme wird zur Kenntnis genommen. 

Die Stellungnahme 
wird zur Kenntnis ge-
nommen. 



 

Stadt Wegberg 
Abwägung der Stellungnahmen aus der frühzeitigen Beteiligung der Behörden und sonstiger Träger öffentlicher Belange gem. §4 Abs. 1 BauGB 11 

Stellungnahmen Abwägungsvorschläge Beschlussvorschläge 

12.2 Mit Schreiben vom 12.08.2022 

12.2.1 Keine Bedenken 

Anregungen oder Ergänzungen werden vom FB Bildung und Soziales 
nicht eingebracht. 

Es werden keine Bedenken oder Anregungen vorgetragen. Die Stel-
lungnahme wird zur Kenntnis genommen. 

Die Stellungnahme 
wird zur Kenntnis 
genommen. 

13 STADT WEGBERG – FACHBEREICH BÜRGERSERVICE UND SICHERHEIT 

13.1 Mit Schreiben vom 08.09.2022 

13.1.1 Keine Bedenken 

Seitens der örtlichen Ordnungsbehörde und der örtlichen Straßen-
verkehrsbehörde bestehen gegen das zu Grunde liegende Planverfah-
ren keine Bedenken. 

Es werden keine Bedenken oder Anregungen vorgetragen. Die Stel-
lungnahme wird zur Kenntnis genommen. 

Die Stellungnahme 
wird zur Kenntnis 
genommen. 
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